
Abschrift 

4 D 2.39/42 

Im Namen des Deutschen Volkes 

In der Strafsache gegen den Landarbeiter s~ .P ., 

zuletzt in Waldfrtedeck Gr. Guhrau, in dieser Sache in Untersu= 
ehungshaft in Breslau 
wegen Sittltchkeítsverbrechens 

hat das Retchsgertcht, 4. Strqfsenat, in der Sitzung 
vom 3. Jul: 1942. an der teilgenommen haben . 

als Richter: 
ı 

der Senatsprästdent Müller, 
die Reiehsgeríchtsråte Dr. .SOnäfer, Dr. .Francke, 
Dr. Hackt und der Xommergerichtsrat Denzler, 

als Beamter der Staatsanwaltschaft: 
der Oberstaatsanwalt Dr. Härehner, 

als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle: 
der Sekretär Heuer, 

auf die Revision des Angeklagten nach mündlicher Verhandlung 
für Recht erkannt: 

Die Revision gegen das Ur teil des Landgerichts B r e s l a u vom 
1. JUni 1942 wird auf Kosten des Angeklagten verworfen. 

Von Rechts wegen 

ßründg 

I. Zu den Venfahrensrügen. 
1. Die Rüge der örtlichen Uheuständigkeít des Gerichts 

1. Instanz ( § 558 Nr. 4 StPO ) ist schon deshalb unbegründet, 
weil der Angeklagte diesen Einwand nicht rechtzeitig, nämlich Ots 
zu seiner Vernehmung zur Sache in der Hauptverhandlung geltend 
gemacht hat, § 16 su-o, § 22 Abs. 3 s. 3 zvo. 
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2. Auch die Hufe 'der unuorsehr ff tsmäßígen Besetzung des 
Gerichts geht fehl. Landgerichtsdirektor Hünenfeld ist nach den. 
angestellten Ermtttelungen ordnungsmäßíg vom Landger tehtsprdstden. 
den zum Mitglied der Kammer und Vorsitzenden in di eser Strafsache 
gemäß §§ 1, 2 und 3 des Gesetzes über die Geschäftsverteilung bei 
den Gerichten vom 24. November 1957 ( RGB1 I S. 1268 ) bestellt 
worden, weil der regelmäßige Vorsitzende wegen Überlastung am 
Vorsítz.verhtndert war. 

II. Zu den Saehrugen. 
Sie sind Qffensichtlteh unbegründet; da sie sich lediglich 

gegen die tatsdehlichen Feststellungen und gegen d i e  Beweíswürdí= 
gung des Landgerichts richten. Andererseits läßt die auf die all= 
gemeine Sachruge ergangene Nachprüfung des Urteils von Amts wegen 
einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Insbesondere wird die .Anwendung 
des § l ErgGes. voml4. September 1941 als das sehdnfste Nittel 
durch den Hinweis auf das senutzbedurfnis der deutschen Frauen 
und Mädchen gegen land= und volksfremde Arbeiter getragen. 

Das Urteil entspricht auch den 21ffern II, III Abs..2 s. 1, 
XIV Abs. l der .PolenstrajreehtsVO vom 4. Dezember 1941 ( BGBl I 
s. 759 )_ 
geh. Müller Sch er Dr. Franeke 
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